
 

 

Ergebnisbericht der 

87. Sitzung des IFRS-Fachausschusses 

07. Sitzung des Gemeinsamen Fachausschusses 

50. Sitzung des HGB-Fachausschusses 

vom 18. und 19. Juni 2020 

 

Folgende Tagesordnungspunkte wurden 
während der Sitzungen behandelt: 

87. Sitzung IFRS-FA 
 IASB ED/2019/7 General Presentation 

and Disclosures 
 IASB DP/2020/1 Business Combina-

tions – Disclosures, Goodwill and Im-
pairment 
 

7. Sitzung Gemeinsamer FA 
  CSR-Berichterstattung 
 Überarbeitung Anwendungshinweis 3 

(IFRS) 
 

50. Sitzung HGB-FA 
 E-DRÄS 11 Überarbeitung DRS 18 

 

IFRS-FA: IASB ED/2019/7 General Presen-
tation and Disclosures 

Der IFRS-FA setzte seine Erörterung des 
Entwurfs einer Stellungnahme zum IASB-

Entwurf Allgemeine Darstellung und Angaben 
fort. Dabei erörterte der IFRS-FA insbesonde-
re seine Gesamtposition sowie die Antwort-
entwürfe zu folgenden Vorschlägen des Stan-
dardentwurfs: 

 Residuale Definition der Kategorie „Opera-
ting“, 

 Vorgaben für Unternehmen, die Investitio-
nen im Rahmen ihrer Hauptgeschäftstätig-
keit tätigen, 

 Vorgaben für Unternehmen mit der Haupt-
geschäftstätigkeit „Finanzierung von Kun-
den“ und 

 die Kategorie „Investing“. 

Der IFRS-FA bekräftigte seine Position, dass 
eine stärkere Kohärenz zwischen der Gewinn- 
und Verlustrechnung und der Kapitalfluss-
rechnung herzustellen sei. Es sei nicht nach-
vollziehbar, warum der IASB davon abgese-
hen habe, die für die Gewinn- und Verlust-
rechnung unterbreiteten Vorschläge im Hin-
blick auf den Ausweis in der Kapitalflussrech-
nung zu reflektieren. Folglich solle gegenüber 
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dem IASB angeregt werden, die im Standard-
entwurf unterbreiteten Vorschläge für die Dar-
stellung und Struktur der Gewinn- und Verlust-
rechnung auf die Kapitalflussrechnung zu 
übertragen. Dies gelte insbesondere im Hin-
blick auf: 

 die vorgeschlagene Struktur und Darstel-
lung der Kategorien „Operating“, „Inves-
ting“, „Financing“, „integrale assoziierte Un-
ternehmen und Gemeinschaftsunterneh-
men, „Ertragsteuern“ und „aufgegebene 
Geschäftsbereiche“,  

 eine Angleichung der Definition und Inhalte 
der Kategorien „Operating“, „Investing“ und 
„Financing“, 

 die Abgrenzung der Geschäftsmodelle so-
wie Übertragung der Ausweisvorgaben für 
diese Geschäftsmodelle auf die Kapital-
flussrechnung („Finanzierung von Kunden“ 
als Hauptgeschäftsaktivität sowie „Tätigung 
von Investments im Rahmen der Hauptge-
schäftsaktivität“) und 

 eine Übertragung der durch den Standard-
entwurf unterbreiteten Vorschläge für die 
Ausweisvorgaben zu spezifischen Sach-
verhalten auf die Kapitalflussrechnung (wie 
z.B. Ausweis von Cashflows aus Derivaten 
und Sicherungsgeschäften). 

Ferner bekräftigte der IFRS-FA seine Position, 
dass das vom IASB vorgelegte Konzept der 
„Hauptgeschäftsaktivitäten des Unterneh-
mens“ zu eng gefasst sei. Es solle angeregt 
werden, die Kategorie „Operating“ um Erträge 
und Aufwendungen aus Nebengeschäftsakti-
vitäten zu erweitern. Dem IASB solle eine wei-
ter gefasste Definition der Kategorie „Opera-
ting“ vorgeschlagen werden, die darauf ab-
stellt, dass die betreffenden Erträge und Auf-
wendungen dem Unternehmen im Rahmen 
der Ausübung seiner Aktivitäten bei der Um-
setzung seines Geschäftsmodells angefallen 
sind. Dieses Grundprinzip solle – dem Kohä-
renz-Gedanken folgend – auch auf die Kapi-
talflussrechnung übertragen werden. 

Der IFRS-FA stellte ferner fest, dass auch im 
Hinblick auf die Kategorie „Investing“ eine 
Kohärenz mit der Kapitalflussrechnung anzu-
streben sei. Dies schließe ein, dass Ein- und 
Auszahlungen für den Erwerb bzw. aus der 

Veräußerung von Sachanlagen und immateri-
ellen Vermögenswerten in der Kapitalfluss-
rechnung in der Kategorie „Operating“ darzu-
stellen wären, da die korrespondierenden 
Aufwendungen und Erträge (wie z.B. Ab-
schreibungen sowie Gewinne/Verluste aus 
Anlagenabgängen) in der Gewinn- und Ver-
lustrechnung in der Kategorie „Operating“ 
ausgewiesen werden. Dieser Vorschlag stelle 
eine wesentliche Änderung zum derzeitigen 
Ausweis gemäß IAS 7 dar und sei daher in 
der Stellungnahme gesondert hervorzuheben.  

Als Ergebnis der Diskussion ist der Stellung-
nahmeentwurf entsprechend zu ergänzen 
bzw. in seiner Aussage zu schärfen. Der 
IFRS-FA wird die Erörterung des Stellung-
nahmeentwurfs in seiner kommenden Sitzung 
fortsetzen. 

 

IFRS-FA: IASB DP/2020/1 Business Com-
binations – Disclosures, Goodwill and Im-
pairment 

Der IFRS-FA setzte die Erörterung des IASB-
Diskussionspapiers DP/2020/1 Business 
Combinations – Disclosures, Goodwill and 
Impairment fort. 

In dieser Sitzung erörterte der IFRS-FA die 
Vorschläge des IASB zur „Verbesserung der 
Angaben zu Akquisitionen“. Die vorgeschla-
genen Angaben zur weiteren Performance 
einer Akquisition (subsequent performance) 
werden grundsätzlich unterstützt, jedoch 
scheint sich die vorgesehene relevante Über-
wachungsebene CODM (Chief Operating De-
cision Maker) nicht für alle Szenarien zu eig-
nen. Stattdessen wird die Festlegung geeig-
neter Wesentlichkeitskriterien für die Angabe 
von Informationen über Akquisitionen als ziel-
führendste Methode angesehen. 

Zudem unterstützt der IFRS-FA die Konkreti-
sierung der Offenlegungsziele, da dies bei der 
Identifizierung und Erstellung entscheidungs-
nützlicher Angaben helfen könne.  

Die vorgeschlagenen Angaben zur Zusam-
mensetzung des Goodwills, insb. hinsichtlich 
Synergien, können nach Ansicht des IFRS-FA 
zusätzliche relevante Informationen vermit-
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teln, böten dadurch einen Mehrwert für den 
Nutzer und werden daher unterstützt. 

Auch die Beibehaltung der Angabe von Pro 
forma-Informationen wird unterstützt. Zusätz-
lich sollte jedoch eine Angabepflicht für die 
Unternehmen bestehen, mittels welcher of-
fengelegt wird, welche Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden bei der Erstellung der 
pro forma-Informationen angewendet wurden. 

Der IFRS-FA wird die Erörterung der noch 
ausstehenden Themenbereiche in seinen 
nächsten Sitzungen fortsetzen. 

 

Sitzung Gemeinsamer FA: CSR-
Berichterstattung 

Im ersten der insgesamt drei Teile des Ta-
gesordnungspunkts informierte der DRSC-
Mitarbeiterstab den FA über den Stand der 
Arbeiten, die sich aus dem Auftrag des BMJV 
ergeben. Gegenstand dieser Information war 
die Horizontalstudie über die praktische Um-
setzung des CSR-RUG und die Vorbereitung 
der Einbindungsveranstaltungen.  

Der zweite Teil dieses TOP hatte die Konsul-
tation „Renewed Finance Strategy“ der Euro-
päischen Kommission (KOM) zum Gegen-
stand. Dem FA wurde der Entwurf der Stel-
lungnahme an die KOM vorgelegt. Der FA 
stimmte dem Text der entworfenen Antworten 
grundsätzlich zu, bat jedoch den Mitarbeiter-
stab um geringfügige Anpassungen der Ant-
worten zur Frage 14 und zur Frage 15, soweit 
dies im Rahmen der vorgegebenen Zeichen-
anzahl möglich und sinnvoll erscheine. Der in 
der Antwort zu Frage 14 erwähnte Satz von 
Leistungsindikatoren, soll mit „minimum 
disclosure“ attribuiert werden. Ferner soll die 
Antwort zu Frage 15 kurz das hohe Ambiti-
onsniveau behandeln. Der FA beschloss, für 
diese Änderungen keine erneute Befassung 
anzusetzen. 

Im dritten Teil von TOP 4 informierte der 
DRSC-Mitarbeiterstab den FA über die Inhalte 
des von den Europäischen Aufsichtsbehörden 
erarbeiteten Entwurfs eines fachlichen Regu-
lierungsstandards zu den Angabepflichten der 
Finanzmarktteilnehmer gemäß Offenlegungs-
VO (2019/2088). Insbesondere erörterte der 

FA die in diesem RTS-Entwurf „ESG-
Disclosures“ enthaltenen Indikatoren zur Dar-
stellung nachteiliger Nachhaltigkeitsauswir-
kungen. Der RTS-Entwurf sieht einen Satz 
von 32 Indikatoren vor, welche von den Fi-
nanzmarktteilnehmern angegeben werden 
sollen. Dies wurde vom FA mit Blick auf die 
Abwesenheit einer Wesentlichkeitskonditionie-
rung kritisiert. Ferner seien im RTS-Entwurf 
weder eine stichhaltige Begründung noch ein 
konzeptioneller Rahmen für die Auswahl der 
Indikatoren zu erkennen. Zudem kritisierte der 
FA, dass aus der zugrundeliegenden Level-I-
VO (Offenlegungs-VO) derartig umfangreiche 
Berichtspflichten nicht ersichtlich waren, die 
nun per Level-II-VO geschaffen werden sol-
len. Der FA beschloss, eine Stellungnahme zu 
ausgewählten Fragen des Konsultationsdo-
kuments abzugeben. Die Frist für etwaige 
Eingaben läuft am 1. September ab. 

 

Sitzung Gemeinsamer FA: Überarbeitung 
Anwendungshinweis 3 (IFRS) 

Der Gemeinsame FA diskutierte den Vor-
schlag der Geschäftsstelle sowie die vorläufi-
gen Beschlüsse des IFRS-FA, den derzeitigen 
Anwendungshinweis 3 (IFRS) mittelfristig um-
fassend zu überarbeiten und zu erweitern 
(Q2). 

Der Gemeinsame FA stimmte dem bisherigen 
vorläufigen Vorschlag, die Überarbeitung und 
Erweiterung mittelfristig vorzunehmen, ein-
stimmig zu. In diesem Zuge wird konkretisiert, 
dass mittelfristig bedeute, dass eine inhaltlich 
überarbeitete und ergänzte Fassung des An-
wendungshinweises zum Geschäfts- oder 
Kalenderjahresende 2020 nicht realistisch sei 
und auch nicht angestrebt werde (Q5). 

Dies wird durch den weiteren Beschluss des 
Gemeinsamen FA unterstrichen, demzufolge 
der künftige Anwendungshinweis Bilanzie-
rungsfragen und entsprechende Antworten 
sowohl für die IFRS- als auch für die HGB-
Bilanzierung enthalten solle (Q3). 

Die Mitglieder des IFRS-FA bestätigen ferner 
ihren früheren Beschluss, eine rein redaktio-
nell angepasste Fassung des Anwendungs-
hinweis 3 unmittelbar zu finalisieren und zu 
veröffentlichen. Der für diese Sitzung vorlie-
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genden Entwurfsfassung wird ohne Ergän-
zungs- oder Änderungsvorschläge zuge-
stimmt. Da alle Änderungen rein redaktionel-
len Charakter haben, sei eine etwaige Konsul-
tation entbehrlich (Q1, 4). 

 

HGB-FA: E-DRÄS 11 Überarbeitung DRS 18 

Der HGB-FA schloss die Erörterung der An-
merkungen in den eingegangenen Stellung-
nahmen und veröffentlichten Fachbeiträgen 
zum E-DRÄS 11 zur Änderung von DRS 18 
Latente Steuern ab. Neben einigen redaktio-
nellen Änderungen gegenüber dem Standard-
entwurf wurde Folgendes beschlossen: 

Der Empfehlung, in DRS 18 eine Möglichkeit 
zur Verwendung eines einheitlichen Konzern-
steuersatzes für die Bewertung latenter Steu-
ern auf Konzernebene vorzusehen, wurde 
nicht gefolgt, da eine solche Erleichterungs-
möglichkeit – bei unwesentlichen Abweichun-
gen im Vergleich zur Verwendung von unter-
nehmensindividuellen Steuersätzen – gemäß 
DRS 18.42 bereits gegeben sei. Die Formulie-
rung einer generellen, nicht an den Wesent-
lichkeitsgrundsatz gebundenen Erleichte-
rungsregelung würde dem eindeutigen Wort-
laut des § 274 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 306 
Satz 5 HGB entgegenstehen. 

In einer Stellungnahme wurde eine klarstel-
lende Regelung hinsichtlich der Ebene der 
Aufrechnung aktiver und passiver temporärer 
Differenzen im Konzernabschluss angeregt. 
Aufgrund des nicht eindeutigen Wortlauts des 
§ 274 Abs. 1 HGB wäre sowohl eine steuerju-
risdiktionsbezogene vertikale als auch eine 
konzernübergreifende horizontale Aufrech-
nung vertretbar. Diese Fragestellung hatte der 
HGB-FA bereits in seiner 39. Sitzung erörtert. 
Aufgrund der fehlenden validen Argumente für 
oder gegen eine bestimmte Vorgehensweise 
hatte sich der HGB-FA gegen eine Einschrän-
kung der aktuellen Bilanzierungspraxis und 
folglich gegen die Aufnahme einer expliziten 
Regelung in den Standard ausgesprochen. 
Diese Entscheidung wurde in der aktuellen 
Sitzung bestätigt. 

Ferner wurde in einer Stellungnahme ange-
regt, in DRÄS 11 klarzustellen, zu welchem 
Zeitpunkt im Kontext des Beginns und des 

Endes von ertragsteuerlichen Organschaften 
bzw. bei einem Wechsel des Organträgers die 
erforderlichen Korrekturbuchungen bei der 
Organgesellschaft und dem Organträger vor-
zunehmen seien. Der HGB-FA vertritt zwar die 
Auffassung, dass die Korrekturbuchungen 
bereits zu dem Stichtag zu erfassen seien, zu 
dem mit hinreichender Sicherheit von der Be-
gründung bzw. Beendigung einer Organschaft 
ausgegangen werden kann. Von der Kodifizie-
rung entsprechender Regelungen hierzu sah 
der Fachausschuss jedoch ab, da diese zum 
einen zu detailliert für einen DRS erschienen 
und zum anderen ausschließlich den Jahres-
abschluss beträfen.  

Ferner diskutierte der HGB-FA erneut den 
Vorschlag gemäß E-DRÄS 11, die aktuell in 
DRS 18 verwendeten Begriffe „ergebnisneut-
ral“ bzw. „ergebniswirksam“ durch die Begriffe 
„GuV-neutral“ bzw. „GuV-wirksam“ zu erset-
zen und beschloss, die vorgeschlagenen 
Termini in den finalen DRÄS 11 zu überneh-
men. 

Das in Tz. 28a vorgeschlagene Wahlrecht zur 
analogen Anwendung des § 306 Satz 4 HGB 
auf die temporären Differenzen im Zusam-
menhang mit ausländischen Zweigniederlas-
sungen bzw. Betriebstätten wird in einer Stel-
lungnahme kritisiert. Argumentiert wird damit, 
dass es sich dabei um inside basis differences 
handelt, welche im Konzernabschluss nach 
Maßgabe von § 298 Abs. 1 i.V.m. § 274 HGB 
zu behandeln sind. Der HGB-FA schloss sich 
dieser Argumentation an und beschloss, Tz. 
28a nicht in den finalen Änderungsstandard 
zu übernehmen. 

Darüber hinaus erörterte der HGB-FA die ak-
tuelle Regelung gemäß DRS 18.21, wonach 
aufrechenbare und unbeschränkt vortragsfä-
hige Verlustvorträge unabhängig von ihrem 
Realisationszeitpunkt zu berücksichtigen sei-
en, sofern insgesamt ein Überhang an zu ver-
steuernden temporären Differenzen vorliege. 
Der Anlass einer erneuten Diskussion dieses 
Themas im FA war ein jüngst erschienener 
Fachbeitrag, in dem diese Regelung kritisiert 
wird. Der FA bestätigte einstimmig die in DRS 
18.21 kodifizierte Vorgehensweise. Zum einen 
erachtet der FA eine Beschränkung der Nutz-
barkeit der Verlustvorträge auf fünf Jahre 
beim Vorliegen eines Passivüberhangs als 
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ökonomisch nicht sachgerecht. Zum anderen 
entspreche diese Vorgehensweise der jahre-
langen gängigen Bilanzierungspraxis sowie 
der Mehrheitsmeinung im Schrifttum. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund der durch die 
COVID-19-Pandemie entstandenen Verluste 
vieler Unternehmen sei bei einer Änderung 
der Bilanzierungspraxis mit einem großen 
Widerstand von Seiten der Unternehmen und 
Wirtschaftsverbände zu rechnen.  

Schließlich beschloss der FA, die in Tz. 27b 
des E-DRÄS 11 vorgeschlagene Möglichkeit 
zu einer analogen Anwendung des § 306 Satz 
3 HGB für Buchwertdifferenzen aus dem 
erstmaligen Ansatz eines Geschäfts- oder 
Firmenwerts nach § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB 
aus dem Standardtext in die Begründung zu 
verschieben. 

Die Finalisierung und Verabschiedung des 
DRÄS 11 soll in der nächsten Sitzung des 
HGB-FA erfolgen. 
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